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Hinweise elterliche Sorge 

 
 
 
 
Zur elterlichen Sorge folgende grundsätzlichen Hinweise: 
– Beide Elternteile behalten auch nach der Scheidung ihrer Ehe 

die gemeinsame elterliche Sorge, wenn sie keinen anders 
lautenden Sorgerechtsantrag stellen. 

– Wird kein solcher Antrag gestellt, gibt es zwar die früher 
zwingend vorgeschriebene Folgesache der elterlichen Sorge 
nicht mehr, das Gericht muss jedoch beide Ehegatten zur 
elterlichen Sorge anhören und auch darauf hinweisen, welche 
Beratungsmöglichkeiten es für die Eltern gibt. 

– Wird übereinstimmend von beiden Elternteilen der Antrag 
gestellt, dass einem von beiden die alleinige elterliche Sorge 
übertragen werden soll, muss das Familiengericht ohne 
weitere Prüfung diesem Antrag stattgeben. Eine Ausnahme 
hiervon ist dann zu machen, wenn das Kind bereits 14 Jahre 
alt ist und der von den Eltern vorgeschlagenen Regelung 
widerspricht. 

 Selbstverständlich steht aber immer das Kindeswohl im 
Vordergrund, sodass das Familiengericht die beantragte 
Regelung auch dann nicht treffen darf, wenn dadurch das 
Kindeswohl gefährdet wäre. 

– Stellt ein Ehegatte den Antrag, ihm die elterliche Sorge zu 
übertragen und widerspricht der andere Ehegatte diesem 
Antrag, hat das Familiengericht zu prüfen, ob es für das Kind 
die günstigste Lösung ist, sowohl die gemeinsame elterliche 
Sorge aufzuheben als auch die alleinige elterliche Sorge auf 
den antragstellenden Elternteil zu übertragen. Das 
Familiengericht kann also nach geltendem Recht die 
gemeinsame elterliche Sorge bestehen lassen, wenn der 
antragstellende Ehegatte nicht geeignet erscheint, die 
elterliche Sorge alleine auszuüben und der andere Ehegatte 
darauf besteht, dass die gemeinsame elterliche Sorge 
beibehalten wird. 

– Beantragt dagegen der andere Ehegatte auch einseitig, ihm 
die alleinige elterliche Sorge zu übertragen, dann kann das 
Familiengericht beide Anträge zurückweisen, wenn es zu der 
Überzeugung gelangt, die gemeinsame elterliche Sorge sei 
die dem Wohle des Kindes besser entsprechende Lösung. Die 
gemeinsame elterliche Sorge kann also gegen den Wunsch 
beider Eltern aufrecht erhalten werden. 
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– Ebenso kann es Fälle geben, in denen das Familiengericht nach zunächst erfolgter 
Übertragung der alleinigen elterlichen Sorge auf einen Elternteil zu einem späteren 
Zeitpunkt wieder die gemeinsame elterliche Sorge anordnet, wenn dazu 
Veranlassung besteht. 

– Hinzuweisen ist an dieser Stelle aber auf eine Entscheidung des BGH vom 
September 1999. Der BGH stellt in dieser Entscheidung klar, dass der gemeinsamen 
elterlichen Sorge nicht der Vorzug vor der alleinigen elterlichen Sorge zu geben ist 
und dass die gemeinsame elterliche Sorge nicht zum gesetzlichen Leitbild erhoben 
wurde, dass also die gemeinsame elterliche Sorge nicht die Regel und die 
alleinige elterliche Sorge nicht die Ausnahme sein soll. Vielmehr ist nach 
dieser Entscheidung der alleinigen elterlichen Sorge dann der Vorzug zu geben, 
wenn die gemeinsame elterliche Sorge »praktisch nicht funktioniert« und es den 
Eltern nicht gelingt, zu Entscheidungen im Interesse des Kindes zu gelangen. 

– Leben die Eltern getrennt und üben sie die elterliche Sorge gemeinsam aus, müssen 
Entscheidungen, die für das Kind von grundsätzlicher Bedeutung sind (z.B. 
welche Schulausbildung gewählt werden soll, welche religiöse Erziehung das Kind 
erhalten soll, welche berufliche Ausbildung das Kind erfahren soll), im gegenseitigen 
Einvernehmen der Eltern getroffen werden. Die Eltern müssen sich also einigen. 
Können sie sich nicht einigen, muss Antrag beim Familiengericht gestellt werden, 
die Entscheidungsbefugnis einem Elternteil zu übertragen. Solche Entscheidungen 
des Familiengerichts können mit Beschränkungen, z.B. zeitlicher Begrenzung der 
Entscheidungsbefugnis oder mit Auflagen verbunden sein wie z.B. dem Gericht 
innerhalb einer von ihm bestimmten Frist die Einleitung bestimmter Maßnahmen 
nachzuweisen. 

– Sind Entscheidungen über Angelegenheiten des täglichen Lebens zu treffen, 
dann trifft sie der Elternteil, bei dem sich das Kind gewöhnlich aufhält. Dieser 
gewöhnliche Aufenthalt bei einem Elternteil kann daraus resultieren, dass sich die 
Eltern entweder darauf verständigt haben oder dass der Aufenthalt des Kindes bei 
dem betreffenden Elternteil vom Gericht festgelegt wurde, weil sich die Eltern 
insoweit nicht einigen konnten. »Angelegenheiten des täglichen Lebens« beschreibt 
das Gesetz mit »in der Regel häufig vorkommenden Angelegenheiten, die keine 
schwer abzuändernden Auswirkungen auf die Entwicklung des Kindes haben«. 
Gemeint sind damit im schulischen Leben eines Kindes zu treffende Entscheidungen 
(z.B. Klassenfahrt, Einwendungen gegen Benotung einer Klassenarbeit) oder in der 
Berufsausbildung eines Kindes zu treffende Entscheidungen sowie auch 
Entscheidungen, die im Rahmen der gewöhnlichen medizinischen Versorgung eines 
Kindes zu treffen sind (z.B. Grippe-Impfung, Routine-Untersuchung, Arztbesuch bei 
gewöhnlicher Erkrankung). 

– Übt der Elternteil, bei dem das Kind gewöhnlich nicht lebt, sein Umgangsrecht aus 
und hält sich das Kind deswegen dort auf, trifft dieser Elternteil eigenverantwortlich 
Entscheidungen in Angelegenheiten der täglichen Betreuung. Hierzu gehören 
Entscheidungen darüber, wann das Kind ins Bett gehen muss, was es zu Essen 
bekommt, wie lange das Kind fernsehen und welche Sendungen es ansehen darf 
etc. 

– In Notfällen, in denen im Interesse des Kindes Entscheidungen sofort getroffen 
werden müssen (z.B. Kind hat sich schwer verletzt und muss sofort operiert 
werden), hat jeder Elternteil, bei dem sich das Kind gerade aufhält, egal ob nur 
besuchsweise oder weil es dort seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, ein 
Notvertretungsrecht. 

– Schließlich ist noch darauf hinzuweisen, dass dem Vater eines nichtehelichen Kindes 
nicht zugleich mit der Anerkennung seiner Vaterschaft das Sorgerecht für das Kind 
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gemeinsam mit der Mutter zusteht. Mit Beschluss vom 21.7.2010, Aktenzeichen 1 
BvR 420/09 hat das Bundesverfassungsgericht entschieden, dass der Ausschluss 
des Vaters von der elterlichen Sorge für ein nichteheliches Kind bei 
Zustimmungsverweigerung der Mutter verfassungswidrig sei. Damit steht den 
Vätern nichtehelicher Kinder nun der Weg offen, die gemeinsame elterlicher Sorge 
gerichtlich zu beantragen. Das Gericht wird einem solchen Antrag stattgeben, wenn 
zu erwarten ist, dass dies dem Kindeswohl entspricht. 
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